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Einführung

§  1  Ausgangslage

Die Rechtsvereinheitlichung hat in den letzten Jahren vor allem im Europäischen 
Unionsrecht eine „stürmische Entwicklung“1 genommen. Durch etliche Richt­
linien sind viele Rechtsbereiche vereinheitlicht worden.2 Obwohl sich der Vor­
schlag für ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht3 nicht durchsetzen konnte 
und der Plan eines europäischen Vertragsgesetzbuchs gegenwärtig nicht mehr im 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit steht,4 gilt dies auch für die Kernbereiche des 
Vertragsrechts wie das Kaufrecht.5 Besonders im Verbrauchervertragsrecht 
schreitet die Entwicklung mit den Richtlinien über digitale Inhalte und digitale 
Dienstleistungen6 sowie über den Warenkauf 7, die bis zum 1. Juli 2021 in das 
nationale Recht der Mitgliedstaaten umzusetzen sind, weiter voran und reagiert 
damit auf die Herausforderungen des digitalen Handels. 
Demgegenüber ist der internationale, auch über die europäischen Grenzen hi­

nausgehende Handelskauf in der Erörterung in den Hintergrund getreten.8 Dabei 

1  Antizipierend Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  8.
2  Etwa – um nur einige wichtige Bereiche zu nennen – das Arbeitsrecht, Gesellschaftsrecht, 

Wettbewerbsrecht und Haftungsrecht, im Überblick dazu Gebauer/Wiedmann (Hrsg.), Zivil­
recht unter europäischen Einfluss, Kap.  19 ff.; siehe auch Basedow, RabelsZ 81 (2017), 1, 11.

3  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Ge­
meinsames Europäisches Kaufrecht vom 11.10.2011, KOM (2011) 635 endg.

4  Dazu Heiderhoff, Europäisches Privatrecht, Rn.  596 ff.; Schulze/Zoll, Europäisches Ver­
tragsrecht, Rn.  44 ff.

5  Vgl. Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  5.
6  Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 

über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler 
Dienstleistungen, ABl. EU L 136 vom 22.5.2019.

7  Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 
über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs, zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/44/
EG, ABl. EU L 136/28 vom 22.5.2019.

8  Das betrifft wohlgemerkt auch die jüngsten europäischen Regelungsakte im Privatrecht 
(RL (EU) 2019/770 und RL (EU) 2019/771), in deren Gesetzgebungsprozess – anders als bei 
früheren Vorhaben – keine Anlehnung an das UN-Kaufrecht genommen wurde.
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verdient es das Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den 
internationalen Warenkauf9 (UN-Kaufrecht), welches im Jahr 2020 sein 40-jäh­
riges Bestehen feierte, wieder in den Mittelpunkt wissenschaftlicher Betrachtung 
gerückt zu werden.
Das gilt entgegen dem bereits zu vernehmenden Abgesang10 auf das staatsver­

tragliche Einheitsrecht zunächst aus einer methodischen Warte: So hat sich die 
Methodenlehre des Einheitsrechts seit den umfassenden Untersuchungen von 
Linhart11 und Gruber12 – letztere versteht sich ausdrücklich13 als Fortentwick­
lung der bereits im Jahr 1975 durch Kropholler14 grundgelegten Methoden­
lehre – vor allem mit der besonderen Methodenlehre des Unionsrechts und dem 
Verhältnis des Gemeinschaftsrechts zum internationalen Einheitsrecht beschäf­
tigt.15 Die Diskussion um die Methodenlehre des internationalen Einheitsrechts 
wurde seitdem nicht erneut grundlegend aufgegriffen. Dabei ist bemerkenswert, 
dass der gegenwärtige Bestand internationaler Rechtsvereinheitlichung weiter­
hin überwiegend auf staatsvertraglicher Grundlage steht.16 Auch wenn materiel­
les Privatrecht – beim UN-Kaufrecht materielles Kaufrecht – geschaffen wird, 
dient der völkerrechtliche Vertrag als das Instrument der Rechtsvereinheitli­
chung. Dennoch wurde bislang vor allem eine Abgrenzung zu nationaler sowie 
völkerrechtlicher Methode betrieben und daraus eine „autonome“ Methodenleh­
re des internationalen Einheitsrechts abgeleitet und vorangetrieben.17 Die Unter­
suchungen sind gewinnbringend: Sie lassen die innerhalb der Methodenlehre 
beachtlichen Besonderheiten des internationalen Einheitsrechts vor allem des­
halb klar hervortreten, weil sie die privatrechtliche Komponente des Konventi­
onsprivatrechts betonen. Ohne diese Besonderheiten zu verdrängen, erscheint es 

9  Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Waren­
kauf vom 11. April 1980 (BGBl. 1989 II S.  586, ber. 1990, S.  1699).

10  Siehe etwa Jarass, Privates Einheitsrecht, S.  51 ff.
11  Linhart, Internationales Einheitsrecht und einheitliche Auslegung, 2005, S.  31–196.
12  Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, 2004, S.  60–370; siehe daneben 

auch die – teils aus einem spezielleren Blickwinkel vorgenommenen – Untersuchungen von 
Diedrich, Autonome Auslegung von Internationalem Einheitsrecht, 1994; G. Schmid, Einheit­
liche Anwendung von internationalem Einheitsrecht, 2003.

13  Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  9.
14  Kropholler, Internationales Einheitsrecht, 1975, S.  235–344.
15  Siehe etwa Bischoff, Europäische Gemeinschaft, 2010; Schroeter, UN-Kaufrecht und Eu­

ropäisches Gemeinschaftsrecht, 2005; siehe auch schon Buck, Über die Auslegungsmethoden 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaft, 1998; Grundmann, Auslegung des Gemein­
schaftsrechts durch den Europäischen Gerichtshof, 1997.

16  Basedow, in: Leible/Ruffert (Hrsg.), Völkerrecht und IPR, S.  153 f.
17  So etwa Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  14 ff.; auch Diedrich, 

Autonome Auslegung, S.  43 ff.; C. Schmid, Zusammenspiel, S.  62 ff.; G. Schmid, Einheitliche 
Anwendung, S.  21 ff.
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jedoch reizvoll, die völkerrechtlichen Wurzeln des Konventionsprivatrechts stär­
ker in den Vordergrund zu stellen und die Untersuchung vom Standpunkt der 
völkerrechtlichen Methodenlehre vorzunehmen. Denn im Bereich des Konven­
tionsprivatrechts erscheint die völkerrechtliche Methodenlehre bislang keines­
wegs konsolidiert.18 Deshalb kann erst infolge der Prüfung, ob und wie sich die 
besonderen Ziel-  und Zwecksetzungen des Einheitsrechts ausgehend von der 
völkerrechtlichen Methodenlehre in seiner Auslegung und Anwendung abbilden 
lassen, entschieden werden, wie die Methodenlehre des internationalen Einheits­
rechts konzeptionell auszurichten ist. Ebenfalls erst auf dieser Grundlage können 
die Wechselwirkungen in der Methodik herausgestellt werden, ohne die Unter­
schiede zwischen dem privatrechtlichen und dem völkerrechtlichen Bereich zu 
„verschleifen“19.
Das UN-Kaufrecht ist jedoch nicht nur als Ausgangspunkt für eine methodi­

sche Betrachtung wertvoll, sondern sollte als Instrument für die Regelung des 
digitalen – oder zumindest digital geprägten – internationalen Handels auch 
praktisch wieder in den Vordergrund der Überlegungen rücken. Nach der Diskus­
sion um die Anwendbarkeit auf Softwareüberlassungsverträge20 ist es auch in 
diesem „digitalen Bereich“ um das UN-Kaufrecht ruhig geworden. Erst allmäh­
lich wird das Potenzial des UN-Kaufrechts für die Regelung des internationalen 
Datenhandels erkannt und besprochen.21 Daten-Transaktionen laufen jedoch 
häufig grenzüberschreitend ab und sind für den unternehmerischen Handel zu­
nehmend bedeutsam.22 Das UN-Kaufrecht ist für die Anwendung in diesem Be­
reich prädestiniert, weil es als verbindliches internationales Regelungswerk den 
unternehmerischen Warenhandel fokussiert.
Bei der Behandlung erst neuerdings aufgetretener Fragen, wie sie sich mit der 

steigenden Bedeutung von digitalen Gütern im Handel stellen, ist der Norman­
wender allerdings immer wieder vor neue Herausforderungen gestellt.23 Gerade 
im internationalen Einheitsrecht ist zur Lösung ein sorgfältiges methodisches 
Vorgehen erforderlich. Damit lässt sich eine Brücke zur Untersuchung der Me­

18  Schurig, in: Leible/Ruffert (Hrsg.), Völkerrecht und IPR, S.  67 f.; siehe auch Dethloff, in: 
Berichte der DGIR 46 (2014), S.  80; Basedow, Unif. L. Rev. 11 (2006), 731 ff.

19  Davor warnt Schurig, in: Leible/Ruffert (Hrsg.), Völkerrecht und IPR, S.  69.
20  Dazu etwa Diedrich, Autonome Auslegung, S.  159 ff.; Höß, Der gegenständliche Anwen­

dungsbereich, S.  103 ff.; Schmitt, Intangible Goods, S.  27 ff.; Wulf, UN-Kaufrecht und eCom­
merce, S.  21 ff. 

21  Siehe etwa die seit der 7.  Aufl. 2019 integrierte Kommentierung von Schlechtriem/
Schwenzer/Schroeter/Hachem, Anh. zu Art.  1 Rn.  1 ff.; aus der Aufsatzliteratur neuerdings 
Janssen/Ahuja, IHR 2020, 1, 2 ff.; Scheuch, ZVglRWiss 118 (2019), 375 ff.; schon Eggen,  
IHR 2017, 229 ff.

22  Nur Scheuch, ZVglRWiss 118 (2019), 375, 378.
23  Vgl. Larenz, Methodenlehre, S.  314.
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thodenlehre schlagen. Erst eine einheitliche methodische Grundlage ermöglicht, 
die Fragen sachgerecht zu lösen und dabei nicht auf „die Richtigkeit der Intui­
tion“24 hoffen zu müssen.25 Dies ist besonders bedeutsam, wenn man sich – wie 
die Auslegungs- und Anwendungsfrage digitaler Güter betreffend – vorwiegend 
in dem sensiblen Anwendungsbereich einer Konvention bewegt. Dabei sollte 
dennoch die Erkenntnis leiten, dass es eine „absolut richtige“ Auslegung in dem 
Sinne, dass sie „abschließend wie für alle Zeiten gültig sei“26 nicht geben kann. 
Dies betrifft materiell-rechtsetzende Konventionen, die bereits seit vielen Jahren 
bestehen, ganz besonders.
Die vorliegende Untersuchung erhebt nicht den Anspruch, sich in die Reihe 

vorgenannter Grundlagenwerke zur einheitsrechtlichen Methodik einzureihen. 
Sie muss deswegen auch nicht den Versuch einer umfassenden und abschließen­
den Behandlung der Methodenlehre des internationalen Einheitsrechts unterneh­
men.27 Die Untersuchung fokussiert vielmehr die Auslegung staatsvertraglichen 
Einheitsrechts, das materiell-privatrechtliche Normen setzt. Das Augenmerk ist 
hierbei auf die anwendungsbestimmenden Normen zu richten, weil ihre Ausle­
gung und Anwendung ein methodensauberes Vorgehen besonders gebieten. Das 
Ziel der Arbeit ist erreicht, wenn sie einen Beitrag zur Konsolidierung der Me­
thodenlehre des internationalen Einheitsrechts leistet, indem sie aufzeigt, dass 
die Auslegung auf völkerrechtlicher Grundlage erfolgen kann, ohne einen an den 
„Zielen und Zwecken des internationalen Einheitsrechts ausgerichteten An­
satz“28 preiszugeben. Der Bezug zum UN-Kaufrecht dient dabei nicht nur der 
Veranschaulichung, sondern zugleich als Grundlage für die Untersuchung seiner 
Anwendbarkeit auf Verträge über digitale Güter.

§  2  Gang der Untersuchung

Die Untersuchung ist in drei Kapitel gegliedert.
Das erste Kapitel der Arbeit behandelt die erforderlichen Grundlagen. Nach 

einer Begriffsbestimmung des internationalen Einheitsrechts ist dessen Rechts­
natur näher zu beleuchten. Dann ist in das UN-Kaufrecht als Anschauungs- und 
späteres Untersuchungsobjekt überblicksartig einzuführen. Anschließend wird 
untersucht, welche Leitprinzipien dem internationalen Einheitsrecht zugrunde 

24  Neuner, Rechtsfindung contra legem, S.  3.
25  Vgl. Riesenhuber, FS Canaris 2017, S.  183.
26  Larenz, Methodenlehre, S.  314.
27  Selbst Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  9 weist diese Erwartung 

zurück.
28  Gruber, Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  10.
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liegen und welche Regelungsziele mit ihm verfolgt werden. Hierbei erfolgt die 
Untersuchung jeweils zunächst allgemein und wird dann für das UN-Kaufrecht 
konkretisiert. Grundlegend für die nachfolgende Untersuchung der Anwendbar­
keit des UN-Kaufrechts auf digitale Güter ist schließlich die Klärung von Begriff 
und Bedeutung digitaler Güter als internationales Handelsgut. Zum Verständnis 
unerlässlich sind die dabei vorgenommenen Abgrenzungen zu virtuellen sowie 
hybriden Gütern.
Das zweite Kapitel wendet sich den Grundfragen der Interpretation von inter­

nationalem Einheitsrecht zu. Zunächst ist ein besonderes Augenmerk auf die kol­
lisionsrechtliche Bedeutung der anwendungsbestimmenden Normen des Ein­
heitsrechts zu richten. Diese Untersuchung leitet die Frage, inwieweit die im 
Kollisionsrecht entwickelten Grundsätze und Begrifflichkeiten auch für das Ein­
heitsrecht gelten. Sodann ist der Vorgang der Auslegung im internationalen Ein­
heitsrecht zu beleuchten. Ein Schwerpunkt liegt auf der Erörterung des konzep­
tionellen Ausgangspunkts der Methodenlehre. Zur Diskussion stehen hier die 
Heranziehung bestehender Methodenlehren – ob nationalen oder völkerrechtli­
chen Ursprungs – und die Entwicklung einer „autonomen“ Methode. Anschlie­
ßend sind die einzelnen Auslegungskriterien darzustellen und es ist zu überprü­
fen, ob sie zur Auslegung internationalen Einheitsrechts geeignet sind. Bevor 
schließlich methodische Anschlussfragen aufgegriffen werden, ist zu klären, wie 
die Kriterien untereinander zu ordnen und zu gewichten sind.
Im dritten Kapitel sind die methodischen Lehren für eine konkrete Ausle­

gungsfrage zu nutzen. Die entwickelten Kriterien sind zunächst an den Warenbe­
griff des UN-Kaufrechts anzulegen. Die Auslegung ist nach dem Wortlaut und 
unter systematischen, rechtsvergleichenden, teleologischen sowie historischen 
Aspekten vorzunehmen. Dabei umfasst die systematische Auslegung auch die 
Untersuchung, ob die regelmäßig einschlägigen Sachnormen zur Erfassung digi­
taler Güter im Anwendungsbereich taugen. Für die Bestimmung der Anwendbar­
keit ist es schließlich unerlässlich, sich der vertragstypologischen Konzeption 
des UN-Kaufrechts zuzuwenden und die Vereinbarkeit mit der Vertragsgestal­
tung betreffend den Erwerb digitaler Güter zu überprüfen. Das UN-kaufrechtli­
che Verständnis eines Kaufs ist hierbei ebenso wie das Verhältnis zu Werk- und 
Werklieferungsverträgen zu beleuchten.



Kapitel 1

Grundlagen

§  3  Das UN-Kaufrecht als Bestandteil internationalen 
Einheitsrechts

I. Begriff des internationalen Einheitsrechts

Der Begriff internationales Einheitsrecht ist mittlerweile allgemein1 gebräuch­
lich und recht klar umrissen.2 

Einheitsrecht bezeichnet dabei ein Recht, das nicht nur einheitlich gilt, son­
dern dessen einheitliche Geltung auch „zu einem besonderen Rechtszweck erho­
ben worden ist“3. In der Ausrichtung auf Einheitlichkeit liegt der Unterschied zur 
sonstigen, „spontanen“4 oder gar rein zufälligen5 Rechtsübereinstimmung. Ein­
heitsrecht in so verstandener Weise ist weiter abzugrenzen zu „Einheitsrahmen­
recht“6, das keine vollständige Rechtsübereinstimmung begründet, sondern le­
diglich einen einheitlichen Rahmen setzt und über den Vorgang der „Internatio­
nalen Rechtsangleichung“ zu einer Annäherung des Rechts führt, in dem die 
Rechtssätze variabel ausgestaltet sein können.7 Der zu Einheitsrecht führende 
Vorgang wird im Vergleich dazu als „Rechtsvereinheitlichung“ bezeichnet.8 Un­
terscheiden lässt sich Einheitsrecht danach, welche Ebene es gesetzt hat, ob es 

1  Zu anderen Bezeichnungen siehe Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  6 ff.
2  Grundlegend Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  1 ff.; siehe vorausgehend die 

Ansätze von Matteucci, Recueil des cours 91 (1957), 391; Philipps, Erscheinungsformen, 
S.  29 ff.; über die Kategorie privaten Einheitsrechts in Frage gestellt Jarass, Privates Einheits­
recht, S.  8 ff.

3  Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  1; siehe auch Jarass, Privates Einheitsrecht, 
S.  9.

4  So Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  3; Melin, Gesetzesauslegung, S.  325 Fn.  9. 
5  MünchKommBGB/Sonnenberger, 5.  Aufl. 2010, Einl. IPR Rn.  358; siehe auch Philipps, 

Erscheinungsformen, S.  9 f.
6  Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  1; Melin, Gesetzesauslegung, S.  325.
7  Jarass, Privates Einheitsrecht, S.  10.
8  Zu der Abgrenzung der Begrifflichkeit auch Linhart, Internationales Einheitsrecht, S.  4, 

die als Oberbegriff für beide Vorgänge – also Rechtsangleichung und Rechtsvereinheitlichung 
– den Begriff „Rechtsharmonisierung“ wählt; siehe auch Bischoff, Europäische Gemeinschaft, 
S.  4 f., der darauf hinweist, dass es sich nur um eine graduelle Unterscheidung handelt.
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sich also um legislatorisches Einheitsrecht oder um eine Form der nicht-legisla­
torischen Rechtsvereinheitlichung handelt.9 Mit Blick auf das UN-Kaufrecht 
wird es schwerpunktmäßig um solches Einheitsrecht gehen, welches souveräne 
Staaten auf international-legislatorischem Wege auf Grundlage eines völker­
rechtlichen Vertrags geschaffen haben. Eine Untergliederung ist schließlich noch 
anhand der Art des Einheitsrechts möglich. So unterscheidet man unbeschränk­
tes Einheitsrecht, das auch rein nationale Sachverhalte regelt,10 und beschränktes 
Einheitsrecht, das den Regelfall bildet und lediglich grenzüberschreitende Sach­
verhalte erfasst.11
Der Ausdruck international bezeichnet die einheitliche Geltung der Rechtssät­

ze in mehreren, das heißt mindestens zwei Staaten.12 Abgegrenzt wird damit ei­
nerseits zum universalen – weltweit geltenden –, andererseits zum regionalen  
– lokal begrenzten – Einheitsrecht. Daneben weist der Begriff international 
ebenfalls auf die Ausarbeitung auf internationaler Ebene und einen – in der Regel 
vorausgesetzten –13 grenzüberschreitenden Sachverhalt hin, der die Anwendbar­
keit beispielsweise materiell-einheitsrechtlicher Sachvorschriften erst ermög­
licht.14 Insoweit handelt es sich aber nicht um definitorische Wesensmerkmale.
Internationales Einheitsrecht umfasst damit die Gesamtheit privatrechtlicher15 

Rechtssätze, die auf Grund eines internationalen Übereinkommens in mehreren 
Staaten gleichlautend gelten und ihrem Sinn und Zweck nach auch in dieser ein­
heitlichen Weise gelten sollen.16 Die Beschränkung auf privatrechtliche Rechts­

9  Näher und mit Beispielen Melin, Gesetzesauslegung, S.  326 f.; neu in die Diskussion hin­
eingetragen durch Jarass, Privates Einheitsrecht, S.  8 ff.

10  Unbeschränktes Einheitsrecht ist selten aufzufinden, beispielsweise das Genfer Abkom­
men vom 7. Juni 1930 zur Vereinheitlichung des Wechselrechts und vom 19. März 1931 zur 
Vereinheitlichung des Scheckrechts, RGBl. 1933 II, S.  377 und S.  537.

11  Ferrari, Einheitsrecht, in: Basedow/Hopt/Zimmermann (Hrsg.), Handwörterbuch des 
Europäischen Privatrechts, S.  376; bisweilen auch bezeichnet als strenges/echtes Einheitsrecht 
gegenüber weitem/unechtem Einheitsrecht, siehe Jarass, Privates Einheitsrecht, S.  10.

12  Bischoff, Europäische Gemeinschaft, S.  5, der aber bereits die Bestimmung zur Geltung 
in mehr als zwei Staaten ausreichen lassen möchte; Riedl, Vereinheitlichung des Privatrechts, 
S.  59.

13  Bischoff, Europäische Gemeinschaft, S.  5 f., auch zu den Ausnahmen.
14  Näher dazu Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  2 ff.; siehe auch Jarass, Privates 

Einheitsrecht, S.  10.
15  Bischoff, Europäische Gemeinschaft, S.  6; gegen eine Beschränkung auf den rein privat­

rechtlichen Bereich G. Schmid, Einheitliche Anwendung, S.  21.
16  Grundlegend Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  1; siehe auch Bischoff, Europä­

ische Gemeinschaft, S.  4 f.; Burkart, Interpretatives Zusammenwirken, S.  5; Diedrich, Autono­
me Auslegung, S.  21, der zusätzlich darauf hinweist, dass der Begriff „Internationales Einheits­
privatrecht“ eigentlich präziser wäre; ebenso Riedl, Vereinheitlichung des Privatrechts, S.  59; 
Ferrari, Einheitsrecht, in: Basedow/Hopt/Zimmermann (Hrsg.), Handwörterbuch des Europä­
ischen Privatrechts, S.  376; kritisch zur Einheitlichkeit als besonderer Rechtszweck Gruber, 
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sätze soll angesichts der Abgrenzungsschwierigkeiten17 von privatem und öffent­
lichem Recht und der weitgehenden Irrelevanz der Abgrenzung im common law 
insbesondere zum Ausdruck bringen, dass das internationale Einheitsrecht 
Rechtssätze bezeichnet, die zumindest auch Rechte und Pflichten von Privaten 
begründen und sich daher nicht nur an Staaten als die völkerrechtlichen Vertrags­
parteien richten.18 
Internationales Einheitsrecht umfasst zwar auch völkerrechtliche Verträge, die 

eine Vereinheitlichung international-privatrechtlicher Regeln herbeiführen; übli­
cherweise – und so auch hier – wird mit internationalem Einheitsrecht hingegen 
das Einheitssachrecht bezeichnet,19 und zur Unterscheidung für die Vereinheitli­
chung auf dem Gebiet des Kollisionsrechts der Begriff Einheitskollisionsrecht 
verwendet.20 

II. Rechtsnatur internationalen Einheitsrechts

Angedeutet sind damit bereits die besonderen Charakteristika internationalen 
Einheitsrechts. Auf der einen Seite handelt es sich formal um einen zwischen 
mehreren Staaten abgeschlossenen völkerrechtlichen Vertrag, welcher mit Un­
terzeichnung und Ratifikation die Staaten dazu verpflichtet, dem – zumeist in der 
Konvention enthaltenen21 – Einheitsrecht innerstaatlich Geltung zu verleihen, 
und zwar ohne dass ihnen dabei ein inhaltlicher Spielraum verbleibt. Auf der 
anderen Seite enthält die Konvention materiell-zivilrechtliche Regelungen, die 
– soweit anwendbar – statt der auf nationaler Ebene bestehenden zivilrechtlichen 
Vorschriften anzuwenden sind und damit im Rechtsbereich zwischen Privatper­
sonen Pflichten und Rechte entfalten.22 In der völkerrechtlichen Lehre wird diese 

Methoden des internationalen Einheitsrechts, S.  21; Jarass, Privates Einheitsrecht, S.  9; Lin-
hart, Internationales Einheitsrecht, S.  4; Melin, Gesetzesauslegung, S.  324; G. Schmid, Einheit­
liche Anwendung, S.  21.

17  Siehe Bischoff, Europäische Gemeinschaft, S.  6.
18  Dazu Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  5 f.; Melin, Gesetzesauslegung, S.  325; 

G. Schmid, Einheitliche Anwendung, S.  22.
19  Siehe MünchKommBGB/v. Hein, Einl. IPR Rn.  315; Kropholler, Internationales Ein­

heitsrecht, S.  32; ders., IPR, §  12 I, S.  96.
20  Zum Verhältnis von Einheitssachrecht zum (Einheits-)Kollisionsrecht noch sogleich 

S. 45 ff.; bisweilen wird unter den Begriff Einheitsprivatrecht indes auch das Kollisionsrecht 
gezählt, siehe Bischoff, Europäische Gemeinschaft, S.  6.

21  Anders beispielsweise noch beim Vorgänger des UN-Kaufrechts: dem Haager-Kaufrecht, 
wo das Einheitsrecht nur Annex zum völkerrechtlichen Vertrag war, siehe nur Schlechtriem/
Schwenzer/Schroeter/Ferrari, Vorb. zu Art.  1–6 Rn.  24 f.; zu den Vor- und Nachteilen Krop
holler, Internationales Einheitsrecht, S.  102 f.; siehe ferner Czerwenka, Rechtsanwendungspro­
bleme, S.  124.

22  Metzger, Extra legem, intra ius, S.  493.
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Art einer rechtsetzenden multilateralen Konvention als „law-making treaty“ 
bzw. „traité loi“ bezeichnet.23 Demgegenüber legen „contractual treaties“ bzw. 
„traites-contrats“ keine allgemein anwendbaren Rechtssätze fest, sondern be­
schränken sich auf den in der Konvention festgehaltenen Leistungsaustausch 
zwischen den staatlichen Vertragsparteien, die zugleich Völkerrechtssubjekte 
sind. Diese Unterscheidung hat die Wiener Vertragsrechtskonvention nicht über­
nommen, so dass sie in der völkerrechtlichen Lehre an Bedeutung verloren hat.24 
Sie ist aber in der Erörterung der auf das Einheitsrecht anwendbaren Methodik 
weiterhin gegenwärtig.25

Innerhalb der rechtsetzenden Staatsverträge wird weiter untergliedert. Soweit 
die materiellen Bestimmungen unmittelbare Rechte und Pflichten begründen, 
entfalten die Vorschriften in ihrem Anwendungsbereich mit Transformation 
bzw.26 Invollzugsetzung des völkerrechtlichen Vertrags ohne weiteren Durchfüh­
rungsakt des nationalen Gesetzgebers unmittelbare Bindungswirkung hinsicht­
lich der staatlichen Organe aber auch der Privatpersonen.27 Sie lassen sich in 
diesem Fall als „self-executing treaty“ einordnen. Ob die innerstaatliche Wir­
kung bereits mit Unterzeichnung eintritt oder eines weiteren Umsetzungsakts 
bedarf, überlässt das Völkervertragsrecht dem jeweiligen Verfassungsrecht.28 
Hingegen zeichnen sich „non-self-executing treaties“ dadurch aus, dass sie erst 
über einen innerstaatlichen gesetzgeberischen Akt in nationales Recht umzuset­
zen sind, bevor sie eine über die völkerrechtliche Verpflichtung der vertrags­
schließenden Staaten hinausgehende Anwendungsfähigkeit erlangen.29 Der 

23  Siehe nur Heintschel von Heinegg, in: Ipsen/Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Völker­
recht, §  10 Rn.  7.

24  Heintschel von Heinegg, in: Ipsen/Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Völkerrecht, §  12 
Rn.  6 f.; Bischoff, Europäische Gemeinschaft, S.  7.

25  Darauf ist an späterer Stelle zurückzukommen, siehe S. 90 ff.
26  Abhängig davon, ob der beteiligte Staat einem monistischen oder dualistischen Ansatz 

folgt, dazu Epping, in: Ipsen/Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Völkerrecht, §  4 Rn.  7 f.; Lin-
hart, Internationales Einheitsrecht, S.  244 ff.; siehe auch Bischoff, Europäische Gemeinschaft, 
S.  10 f.; Melin, Gesetzesauslegung, S.  330; Meyer-Sparenberg, Staatsvertragliche Kollisions­
normen, S.  35 ff.

27  Art.  12 Abs.  1 lit.  a, b WVRK; siehe etwa auch Epping, in: Ipsen/Heintschel von Heinegg 
(Hrsg.), Völkerrecht, §  4 Rn.  11 f.; Doehring, Völkerrecht, Rn.  703, 707; Kropholler, Internati­
onales Einheitsrecht, S.  101; Melin, Gesetzesauslegung, S.  330 f.; Niemann, Einheitliche An­
wendung, S.  28; Volken, in: Sarcevic/Volken (Hrsg.), International Sale of Goods, S.  20; 
v. Caemmerer, FS Hallstein, S.  72.

28  Hilf, Auslegung mehrsprachiger Verträge, S.  112 f.; Kropholler, Internationales Einheits­
recht, S.  104 f.; im Einzelnen ausführlich Linhart, Internationales Einheitsrecht, S.  244 ff.

29  Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S.  101.
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rechtsunterworfene Bürger kann erst dann unmittelbar Rechte und Pflichten aus 
einem solchen Vertrag ableiten.30 
Der Konventionscharakter bleibt jedoch durch eine Inkorporation in nationa­

les Recht unberührt.31 Genauso wenig rüttelt die Ummantelung materiell-zivil­
rechtlicher Normen durch völkervertragliche Vorschriften zur Bindungswirkung 
an der formalen Einordnung internationalen Einheitsrechts als völkerrechtlicher 
Staatsvertrag.32 Die Schaffung materiell-zivilrechtlicher Vorschriften auf völker­
vertragsrechtlicher Grundlage wird mit dem Ausdruck „Doppelnatur“ oder 
„Doppelcharakter“ internationalen Einheitsrechts verdeutlicht.33

In dieser Kodifikationstechnik wird die Funktionenvielfalt des Völkerrechts 
deutlich. Das Völkerrecht dient nicht nur der Abgrenzung staatlicher Souveräni­
tätsbereiche und als Grundlage für Austauschverträge, die auf dem Prinzip der 
Gegenseitigkeit beruhen, sondern kann zugleich Vehikel sein für eine grenzüber­
schreitende Rechtsvereinheitlichung.34 

III. Überblick über das UN-Kaufrecht

Unter den privatrechtsvereinheitlichenden Konventionen stellt das Übereinkom­
men der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf35 
für die Vereinheitlichung des internationalen Handels die bedeutendste Konven­
tion dar.36 Das UN-Kaufrecht enthält Regelungen zum Abschluss des Kaufver­

30  Volken, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und nationales Obligationen­
recht, S.  83.

31  Bianca/Bonell, Art.  7 Anm.  2.2.1; Herber/Czerwenka, Vor Art.  1 Rn.  18; Diedrich, Auto­
nome Auslegung, S.  78 und 134 f.; Felemegas, International Approach, S.  9; Gruber, Methoden 
des internationalen Einheitsrechts, S.  22 f.; de Lukowicz, Divergenzen, S.  21; Meyer-Sparen-
berg, Staatsvertragliche Kollisionsnormen, S.  35; G. Schmid, Einheitliche Anwendung, S.  31 f.; 
Mansel, in: Leible/Ruffert (Hrsg.), Völkerrecht und IPR, S.  108; Volken, in: Sarcevic/Volken 
(Hrsg.), International Sale of Goods, S.  20; Roth/Happ, Unif. L. Rev. 2 (1997), 700, 701; 
v. Caemmerer, FS Hallstein, S.  72; Drobnig, FS v. Overbeck, S.  28.

32  So auch G. Schmid, Einheitliche Anwendung, S.  22.
33  So etwa Bammarny, Treu und Glauben, S.  129; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  133; 

Melin, Gesetzesauslegung, S.  330; Meyer-Sparenberg, Staatsvertragliche Kollisionsnormen, 
S.  102; C. Schmid, Zusammenspiel, S.  61; G. Schmid, Einheitliche Anwendung, S.  22.

34  In diese Richtung auch Basedow, JZ 2016, 269, 271, der auf „zahlreiche“ rechtsverein­
heitlichende Übereinkommen im Bereich des Handels- und Wirtschaftsrechts (Geistiges Eigen­
tum, Transportrecht, See- und Luftrecht, Schiedsgerichtsbarkeit und Kaufrecht) hinweist.

35  Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Waren­
kauf vom 11. April 1980 (BGBl. 1989 II S.  586, ber. 1990 S.  1699); die verwendeten Abkürzun­
gen CISG oder UN-Kaufrecht sind die gebräuchlichsten.

36  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  1; Magnus, FS Jayme, S.  1313 f.; ders.,  
ZEuP 2020, 645, 646; Smits, in: DiMatteo (Hrsg.), International Sales Law – A Global  
Challenge, S.  605.
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trags, zu den Rechten und Pflichten der Parteien und den Rechtsbehelfen bei 
Vertragsverletzung. Die Charakterisierung als bedeutende privatrechtsverein­
heitlichende Konvention rechtfertigt sich nicht nur aus seiner weltumspannen­
den Verbreitung37 und weitreichenden Abdeckung des Welthandels38, sondern 
auch daraus, dass ihm mit dem Kaufvertrag ein wirtschaftlich bedeutender Ver­
tragstyp zugrunde liegt. Dieser ist für den internationalen Handel zentral, weil er 
regelmäßig als Hauptvertrag grenzüberschreitender Austauschverträge, wie 
Transport- und Akkreditivverträge, fungiert.39 
Die besondere Bedeutung speist sich schließlich aus der Vorbildfunktion, die 

das allgemeine Leistungsstörungsrecht des UN-Kaufrechts für die Schaffung 
oder Reform nationaler und internationaler – insbesondere europäischer – 
Schuldrechtssysteme hat.40 Einfluss hatte das UN-Kaufrecht nicht zuletzt auf die 
Modernisierung des deutschen Schuldrechts.41 Auch der europäische Gesetzge­
ber hat sich bei Regelungsakten und Entwürfen am UN-Kaufrecht orientiert, so 
beispielsweise bei der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie42 und dem Entwurf einer 
Verordnung für ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht.43 Das gilt sogar – je­
denfalls was die Grundstruktur des Leistungsstörungsrechts betrifft – für die neu­
en Richtlinien44 über digitale Inhalte und über bestimmte vertragsrechtliche As­
pekte des Warenkaufs, wenngleich diese Richtlinien anders als das UN-Kauf­
recht auf den Verbauchervertrag ausgerichtet sind.45 Daneben lassen sich mit 
dem chinesischen Vertragsrecht von 1999 und den Kaufrechten nordischer Staa­

37  Nunmehr zählt das UN-Kaufrecht 94 Vertragsstaaten, darunter Länder unterschiedlicher 
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialordnung; die praktische Bedeutung des UN-Kaufrechts in der 
US-amerikanischen Rechtspraxis anhand einer Studie in Zweifel ziehend allerdings Coyle,  
U. Pa. J. Int.’l L. 38 (2016), 195 ff.

38  Nach Daten der WTO zum internationalen Handel für das Jahr 2019 sind neun von zehn 
der Import-  und Exportnationen Vertragsstaaten des UN-Kaufrechts (Ausnahme: Vereinigte 
Königreich), <https://www.wto.org/english/res_e/statis_e/statis_bis_e.htm>; siehe auch Butler, 
ZVglRWiss 118 (2019), 231, 252; Schroeter, RabelsZ 81 (2017), 32, 39; Magnus, FS Schulze, 
S.  242.

39  Schroeter, RabelsZ 81 (2017), 32.
40  DiMatteo, FS Schulze, S.  224; Mankowski, TranspR 2019, 475, 477 f.; Schlechtriem,  

IHR 2001, 12.
41  Siehe nur BT-Drucks. 14/6040, S.  86.
42  Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999  

zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter, 
ABl. EU L 171/12 ff. vom 7.7.1999.

43  Magnus, FS Jayme, S.  1315 f.; Kramer, JBl. 2019, 201, 206 m. w. N.
44  Siehe Einf. Fn.  6 und Fn.  7.
45  Zu den Übereinstimmungen Magnus, FS Schulze, S.  246 f.
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ten (Finnland, Norwegen, Schweden) weitere Beispiele für den Einfluss des 
UN-Kaufrechts finden.46 Die Auflistung ließe sich fortführen.47

Neben die rechtliche Bedeutsamkeit tritt die enorme wirtschaftliche Tragweite 
der Regelung und Vereinheitlichung des internationalen Warenkaufvertrags für 
die Beziehungen der Staaten.48 Das UN-Kaufrecht umfasst mehr als zwei Drittel 
des weltweiten Warenhandels,49 weshalb das Übereinkommen zumindest in der 
Theorie als Stützpfeiler für freundschaftliche – weil auf Handel beruhende – Be­
ziehungen zwischen den Staaten dient.

1. Entstehungsgeschichte

Die Entstehungsgeschichte des UN-Kaufrechts als Produkt der Rechtsverein­
heitlichungsbemühungen50 im internationalen Warenkaufrecht wurde andern­
orts51 bereits ausführlich dargelegt und soll hier nicht in ihren Einzelheiten nach­
vollzogen werden. 
Für die Zwecke dieser Arbeit genügt – zumindest im Rahmen dieser einleiten­

den Ausführungen –52 ein Überblick über die wesentlichen Entwicklungsschritte. 
Dabei liegt ein besonderes Augenmerk auf dem Verhältnis des UN-Kaufrechts zu 
den vorausgegangenen Haager Kaufgesetzen, da dieses für den Auslegungsvor­
gang bedeutsam wird.
Die Vereinheitlichungsbemühungen im internationalen Warenkaufrecht rei­

chen bis in die 1920er-Jahre zurück und sind untrennbar mit der Person Ernst 

46  Schroeter, RabelsZ 81 (2017), 32, 68.
47  Vorbildfunktion auch für das gemeinsame Kaufrecht der Organisation pour l’harmonisa­

tion en Afrique du droit des affaires (OHADA); ferner für die Modernisierung des belgischen, 
französischen und japanischen Zivilgesetzbuchs, DiMatteo, FS Schulze, S.  224; für das russi­
sche Schuldrecht, dazu und m. w. N. Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  1; für das tsche­
chische Kaufrecht Hilberg, Autonome Anwendbarkeit, S.  170 ff.; auch für sog. soft law, wie die 
sog. Lando-Prinzipien und UNIDROIT Principles; überblicksartig Smits, in: DiMatteo (Hrsg.), 
International Sales Law – A Global Challenge, S.  605; Janssen/Ahuja, in: de Elizalde (Hrsg.), 
Uniform rules for European contract law?, S.  158.

48  Schlechtriem/Schwenzer, CISG Commentary, Einl. I; Burkart, Interpretatives Zusam­
menwirken, S.  163; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  30 f.; Melin, Gesetzesauslegung, S.  343. 

49  Ferrari, Unif. L. Rev. 8 (2003), 177; Schroeter, UN-Kaufrecht und Europäisches Ge­
meinschaftsrecht, §  21 Rn.  10; ders., RabelsZ 81 (2017), 32, 35; van Alstine, U. Penn. L. Rev. 
146 (1998), 687, 689.

50  Ein prägnanter Abriss der historischen Entwicklung der staatlichen Rechtsvereinheitli­
chung insgesamt findet sich bei Jarass, Privates Einheitsrecht, S.  46 ff.

51  Gesamtüberblick bei Schlechtriem, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und 
nationales Obligationenrecht, S.  27 ff.; Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  19 ff.; Died-
rich, Autonome Auslegung, S.  117 ff.; bis zu den Haager Kaufgesetzen Dölle/v. Caemmerer/
Dölle, EKG, Einl., S. XXXI–XXXVII.

52  Zu Aspekten, die für die historische Auslegung bedeutsam sind, noch unten S. 290 ff.
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Rabel verbunden.53 Die Arbeiten zu einer von Rabel vorgeschlagenen Kauf­
rechtsvereinheitlichung wurden auf Grundlage der rechtsvergleichenden Vorar­
beiten54 und Entwürfe nach einer Unterbrechung durch den Zweiten Weltkrieg 
im Rahmen der Haager Konferenz wieder aufgenommen.55 Nach Einsetzung ei­
ner Kaufrechtskommission und der Erarbeitung und Vorlage weiterer Entwürfe56 
wurden schließlich die Entwürfe von 1958 und 196357 zur Grundlage der Haager 
Konferenz von 1964,58 die nach eingehenden Beratungen in das Einheitliche Ge­
setz über den internationalen Kauf beweglicher Sachen (EKG) und das Einheit­
liche Gesetz über den Abschluss von internationalen Kaufverträgen über beweg­
liche Sachen (EAG) und zwei Einführungskonventionen mündeten.59 Da die 
materiell-rechtlichen Regeln im Annex zu den völkerrechtlichen Übereinkom­
men, die wiederum nur die Vertragsstaaten völkerrechtlich verpflichteten, enthal­
ten waren, lassen sich diese Übereinkommen als „traites contrats“ bzw. „contrac­
tual treaties“ und als „non-self-executing“ einordnen. 
Innerhalb der 28 annehmenden Staaten, von denen nur neun60 die Überein­

kommen auch ratifizierten,61 waren die Entwicklungsländer und sozialistischen 
Staaten unterrepräsentiert.62 Zudem zeichnete sich früh ab, dass bedeutende 
Staaten wie Frankreich und die USA nicht ratifizieren würden.63 Vorbote eines 
„Scheiterns“64 war schließlich die Einsetzung der UN-Kommission für internati­

53  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  20; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  117 f.; 
Melin, Gesetzesauslegung, S.  344.

54  Rabel, Recht des Warenkaufs, Bd.  I, S.  313 ff.
55  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  20 f.; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  119; 

Schlechtriem, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und nationales Obligationen­
recht, S.  28 f.

56  Im Einzelnen Schlechtriem, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und natio­
nales Obligationenrecht, S.  29 Fn.  10 m. w. N.

57  Dazu Riese, RabelsZ 29 (1965), 2, 7 ff.
58  Honsell/Siehr, Präambel Rn.  2; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  119; Schlechtriem, in: 

Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und nationales Obligationenrecht, S.  29; zu den 
Grundlagen und dem Ablauf der Konferenz ausführlich v. Caemmerer, RabelsZ 29 (1965), 
101 ff. und Riese, RabelsZ 29 (1965), 2 ff.

59  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  21 f.
60  Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Gambia, Israel, Luxemburg, Niederlande, San 

Marino, Vereinigtes Königreich.
61  Schlechtriem, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und nationales Obligati­

onenrecht, S.  30; siehe auch Diedrich, Autonome Auslegung, S.  121 Fn.  347.
62  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  22; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  120; 

Schroeter, RabelsZ 81 (2017), 32, 36 f.
63  Schlechtriem, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und nationales Obligati­

onenrecht, S.  30; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  122; zu den Beweggründen der USA Me-
lin, Gesetzesauslegung, S.  346 f.

64  Von einem Scheitern ist zumindest dann zu sprechen, wenn man die internationale Ver­



14 Kapitel 1:  Grundlagen

onales Handelsrecht (UNCITRAL) im Jahr 1966 mit dem Ziel der Erarbeitung 
eines neuen einheitlichen Kaufrechts.65 Dafür sollte nicht ein Kaufrecht von 
Grund auf neu geschaffen werden. Vielmehr sollten die Haager Kaufgesetze eine 
Überarbeitung erfahren. Ausgangspunkt dazu war zunächst eine Begutachtung 
der Haager Kaufgesetze, die nicht nur die Kritik der Entwicklungs- und sozialis­
tischen Länder, dass es sich bei den Haager Kaufgesetzen um ein Übereinkom­
men vorrangig zur Befriedigung der Bedürfnisse der westlichen Industrienatio­
nen handele,66 sondern auch vielfältige inhaltliche Kritikpunkte offenbar werden 
ließ.67 Die eingesetzte Arbeitsgruppe entwickelte auf Grundlage der Haager 
Kaufgesetze einen neuen Entwurf für ein vereinheitlichtes Kaufrecht, den Gen­
fer Entwurf von 197668. Nach Überarbeitung auf der 10. UNCITRAL-Sitzung 
1977 in Wien wurde er als Wiener Entwurf69 verabschiedet. Dieser und der zwi­
schenzeitlich fertiggestellte Entwurf eines Abschlussgesetzes mündeten nach 
Beratung und Überarbeitung auf der 11. UNCITRAL-Sitzung in New York in 
den New Yorker Entwurf von 197870. Zusammen mit den Stellungnahmen, die 
von den Regierungen der UN-Mitgliedstaaten zu dem Entwurf eingingen, wurde 
der New Yorker Entwurf zur Grundlage der Wiener Konferenz von 1980.71 
Von den anfänglich teilnehmenden 62 Staaten haben in der Schlussabstim­

mung von den verbleibenden Staaten 42 ohne Gegenstimme bei neun Enthaltun­
gen das Übereinkommen angenommen.72

Mit Überschreiten der für das Inkrafttreten erforderlichen Zahl von zehn Rati­
fikationen (Art.  99 Abs.  1 CISG) ist das UN-Kaufrecht am 1.1.1988 in elf Staaten 
in Kraft getreten. In Deutschland gilt es seit dem 1.1.1991. Bislang haben es 94 
Staaten ratifiziert bzw. angenommen.73 

breitung als Maßstab nimmt. Abgesehen davon stellten die Haager Kaufgesetze aber ein „ge­
lungenes Pilotprojekt“ (Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  23) dar.

65  Diedrich, Autonome Auslegung, S.  122; Kropholler, Internationales Einheitsrecht, 
S.  46 f.; Schlechtriem, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kaufrecht und nationales Obliga­
tionenrecht, S.  30; Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  24.

66  Behrens, RabelsZ 50 (1986), 19, 25.
67  Siehe dazu im Einzelnen UNCITRAL Yb. I (1968–1970), S.  162 ff.
68  UNCITRAL Yb. VII (1976), S.  89 ff.
69  UNCITRAL Yb. VIII (1977), S.  15 ff.
70  UNCITRAL Yb. IX (1978), S.  14 ff.; auch abgedruckt in RabelsZ 43 (1979), 528 ff.; zum 

New Yorker Entwurf wurde zudem vom UNCITRAL-Sekretariat ein Kommentar vorbereitet, 
siehe UN CISG Official Records, A/CONF.97/5, S.  14 ff.

71  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  26.
72  UN CISG Official Records, A/CONF.97/5, S.  230 Nr.  111; Staudinger/Magnus, Einl. zum 

CISG Rn.  26.
73  Statustabelle <https://uncitral.un.org/en/texts/salegoods/conventions/sale_of_goods/cisg/

status>; Piltz, NJW 2019, 2516.
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2. Doppelnatur

Das UN-Kaufrecht teilt sich nach der zum Konventionstext gehörenden Präam­
bel in vier Teile. Teil I (Art.  1–13 CISG) enthält Vorschriften zum Anwendungs­
bereich und allgemeine Bestimmungen, weshalb er bisweilen als „Allgemeiner 
Teil“ bezeichnet wird.74 Daran schließt sich Teil II (Art.  14–24 CISG) an, der 
entsprechend dem Haager Kaufabschlussgesetz den Abschluss des Vertrags zum 
Gegenstand hat. Teil III (Art.  25–88 CISG) umfasst die Vorschriften über die 
vertraglichen Rechte und Pflichten der Kaufvertragsparteien sowie die Rechts­
folgen bei Pflichtverletzungen. Schließlich regelt Teil IV (Art.  89–101 CISG) die 
völkerrechtliche Bindungswirkung. Darin enthalten sind Vorschriften zur Ratifi­
kation, zu Vorbehalten, zu seinem Inkrafttreten, zur Kündigung des Übereinkom­
mens sowie zum Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Übereinkommen.
Anders als bei den Haager Kaufrechtsübereinkommen befinden sich die ver­

einheitlichten Normen nicht in einem Annex zum völkerrechtlichen Überein­
kommen, sondern sind bereits Bestandteil desselben.75 Das UN-Kaufrecht lässt 
sich daher zunächst als rechtsetzender multilateraler Staatsvertrag („law-making 
treaty“) einordnen.76 Dabei begründen die in der Konvention enthaltenen Vor­
schriften nicht nur Rechte und Pflichten zwischen den vertragsschließenden 
Staaten, sondern enthalten unmittelbar anwendbare Normen, weshalb es sich um 
ein Regelwerk mit „self-executing“-Charakter handelt.77 Dass das Übereinkom­
men einer unmittelbaren Anwendung zugänglich ist, darf nicht darüber hinweg­
täuschen, dass manche Staaten eine Transformation in innerstaatliches Recht 
vorsehen.78

Das UN-Kaufrecht zeichnet sich dadurch aus, dass in einem einheitlichen 
Übereinkommen die an Privatpersonen gerichteten materiell-privatrechtlichen 
Normen von Vorschriften ummantelt sind, die ihre völkervertragliche Bindungs­
wirkung an die vertragsschließenden Staaten adressieren. Das Übereinkommen 
ist damit seiner Rechtsnatur nach völkerrechtlich, die Regelungsmaterie ist aber 

74  Staudinger/Magnus, Einl. zum CISG Rn.  28; siehe auch G. Schmid, Einheitliche Anwen­
dung, S.  39.

75  Schlechtriem/Schwenzer/Schroeter/Ferrari, Vorb. zu Art.  1–6 Rn.  24; zu den entwick­
lungsgeschichtlichen Hintergründen eingehend Basedow, RabelsZ 81 (2017), 1 ff.

76  MünchKommBGB/Huber, Vorb. Rn.  1; Schlechtriem/Schwenzer/Schroeter/Ferrari, 
Art.  7 Rn.  33; Diedrich, Autonome Auslegung, S.  133 f.; Lohmann, Parteiautonomie, S.  6.

77  Schlechtriem/Schwenzer/Schroeter/Ferrari, Vorb. zu Art.  1–6 Rn.  24; Diedrich, Autono­
me Auslegung, S.  134; Melin, Gesetzesauslegung, S.  331; Niemann, Einheitliche Anwendung, 
S.  28, G. Schmid, Einheitliche Anwendung, S.  23; siehe allgemein schon oben S. 8 ff.

78  Melin, Gesetzesauslegung, S.  330; Volken, in: Schlechtriem (Hrsg.), Einheitliches Kauf­
recht und nationales Obligationenrecht, S.  85.


